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Änderungsantrag zu V-26

Von Zeile 28 bis 34:
das sich die BDK einigt). Ursula von der Leyen hat für ihre ersten 100 Tage ein

Klimaschutzgesetz angekündigt. Dieses Gesetz muss verbindlich einen

Treibhausgasminderungspfad festlegen und mit den notwendigen Maßnahmen in den Sektoren

unterlegen, damit Europa seine Verpflichtungen im Pariser Klimavertrag vollumfänglich erreicht.

Auf Deutschland wird es dann ankommen, dass sich die Mitgliedstaaten im Rat auf eine

ambitionierte Position einigen. Da darf die aktuelle deutsche Politik auf keinen Fall der Maßstab

für sein!Wir fordern, dass in diesem European Climate Law Ziele, Zwischenziele und

Maßnahmen zur Einhaltung des Pariser Klimaschutzabkommens festgeschrieben werden. Dazu

gehören die verbindliche Einbeziehung der Sektoren Flugverkehr und Schifffahrt ebenso wie die

Umstellung der Landwirtschaft, um die Emissionen aus Düngerproduktion und Tierhaltung zu

minimieren. Das Europaparlament hat oft vergleichsweise progressive Positionen vertreten -

jetzt kommt es darauf an, dass sich Deutschland im Rat der Mitgliedsstaaten für wirksame

Klimapolitik einsetzt. Aktuell ist allerdings Schlimmes zu befürchten.
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